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Modernisierung: Bei „Härteeinwand“ muss
Mieterhöhung nicht gezahlt werden

� In seiner Beratungspraxis
erlebt der Mieterverein

Köln es oft: Mieter bekommen
Post von ihrem Vermieter mit der
Ankündigung, sogenannte Mo-
dernisierungsmaßnahmen
durchführen zu wollen. Für den
Fall, dass es sich hierbei tatsäch-
lich um Modernisierungsarbei-
ten und nicht um Maßnahmen
der Instandhaltung handelt, hat
der Vermieter grundsätzlich die
Möglichkeit, die Jahresmiete
nach Beendigung der Maßnah-
me in Höhe von elf Prozent der
für die Wohnung aufgewende-
ten Kosten zu erhöhen. Berech-
tigte Mieterhöhungen sind unbe-
fristet von den Mietern zu zah-
len.
Bei umfangreichen, insbesonde-
re energetischen Modernisie-
rungsmaßnahmen können diese
Mieterhöhungen durchaus eine
Mehrbelastung von mehreren
100 Euro pro Monat für einzelne
Mieter ausmachen. Mieterhö-

hungen einerseits von den auf-
gewendeten Kosten abhängig zu
machen und andererseits diese –
selbst bei vollständiger Amorti-
sation der aufgewendeten Kos-
ten – nicht auszusetzen, ist ein
Geschenk des Gesetzgebers an
die Wohnungswirtschaft und die
Grundeigentümer.
Der Mieterverein Köln kritisiert
die derzeitige Rechtslage seit
langem. In diesem Zusammen-
hang stellt sich die Frage, wie mit
Mietern umzugehen ist, die wirt-
schaftlich schlichtweg nicht in
der Lage sind, derartige Mieter-
höhungen zu bezahlen. Die Ant-
wort des Gesetzgebers ist ein
schwacher Trost für betroffene
Mieter. Es handelt sich hierbei
um den sogenannten „wirt-
schaftlichen Härteeinwand“.
Das Gesetz besagt, dass eine Mo-
dernisierungsmieterhöhung
ausgeschlossen ist, wenn sie
auch unter Berücksichtigung der
voraussichtlichen künftigen Be-

triebskosten für den Mieter eine
Härte bedeuten würde, die auch
unter Würdigung der berechtig-
ten Interessen des Vermieters
nicht zu rechtfertigen ist (Para-
graph 559 Absatz 4 BGB). Der
Mieter kann also den sogenann-
ten „wirtschaftlichen Härtefall“
im Rahmen einer Modernisie-
rungsmieterhöhung einwenden.
Die entscheidende Frage hierbei
lautet in der Beratungspraxis des
Vereins regelmäßig: Unter wel-
chen Voraussetzungen bietet die
Geltendmachung der wirtschaft-
lichen Härte für den Mieter Aus-
sicht auf Erfolg? Da das Gesetz
keine weiteren Anhaltspunkte
liefert, ist eine Beurteilung des
Einzelfalls vorzunehmen. Hier-
bei ist die gesamte Einkommens-
und Vermögenslage der Mieter
und gegebenenfalls auch der
sonstigen Haushaltsangehöri-
gen zu berücksichtigen. Eine
wirtschaftliche Härte liegt dann
vor, wenn die Bruttowarmmiete

nach einer Modernisierungs-
mieterhöhung mehr als 30 Pro-
zent des Haushaltseinkommens
ausmacht. Hierbei handelt es
sich jedoch nur um ein Indiz,
denn die Heranziehung einer
starren Prozentgrenze hält die
Rechtsprechung für unzulässig.
Mietern mit besseren Einkom-
men können gegebenenfalls
auch höhere Mieten zugemutet
werden. Auf der anderen Seite
darf die Zumutbarkeitsgrenze
auch nicht erst beim Existenzmi-
nimum der Mieter gezogen wer-
den. Zu prüfen ist, ob der Mieter
aufgrund der Mieterhöhung
auch weiterhin im Wesentlichen
seinen bisherigen Lebensstan-
dard beibehalten kann. Ist dies
nicht der Fall, kann von einer
wirtschaftlichen Härte gespro-
chen werden.
Es zeigt sich, dass es für den ein-
zelnen Mieter nahezu unmöglich
ist, festzustellen, ob eine Härte
vorliegt oder nicht. Darüber hi-
naus ist der Härteeinwand bei
entsprechender Belehrung im
Rahmen der Modernisierungs-
ankündigung form- und fristge-
bunden. Mieter müssen die Ein-
wände in Textform spätestens
zum Ablauf des Monats, der auf
den Zugang der Modernisie-
rungsankündigung folgt, beim
Vermieter geltend machen.
Jeder Mieter sollte nach Erhalt ei-
ner Modernisierungsankündi-
gung deshalb unverzüglich die
Rechtsberatung des Mieterver-
eins Köln aufsuchen. Nur so
kann sicher festgestellt werden,
ob die Einwendung von wirt-
schaftlichen Härtegründen im
Einzelfall Aussicht auf Erfolg
bietet. Die Rechtsberaterinnen
und Rechtsberater helfen Ihnen
bei der Durchsetzung Ihrer Mie-
terrechte und freuen sich auf Ih-
ren Besuch. �
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� Für den Mieterverein kann
ich feststellen, dass die

Nachfrage zu Beratungstermi-
nen auf unseren Geschäftsstel-
len, bei schriftlichen Anfragen
sowie der Inanspruchnahme un-
serer telefonischen Kurzbera-
tung sich uneingeschränkt fort-
setzt.
Im Jahre 2016 war die Zahl des
Beitritts von neuen Mitgliedern
mit 5.792 zwar etwas geringer als
im Vorjahr, gleichzeitig aber war
auch die Anzahl der Kündigun-
gen von Mitgliedschaften rück-
läufig. Per Saldo betrug am 31.
Dezember 2016 der Mitgliederbe-
stand 66.614 Mitglieder.
Auf dieses Ergebnis sind meine
Vorstandskollegen und ich stolz.
Gleichzeitig ist es ein Ansporn,
uns auch im Jahr 2017 mit Nach-
druck für die Aufgaben des Mie-
tervereins, die Akquise neuer
Mitglieder und natürlich den Er-
halt und den weiteren Ausbau
von Mieterrechten mit allen Kräf-
ten einzusetzen.

Wohnungspolitisches
Engagement
Auch im Jahr 2016 haben wir uns
aktiv in die Wohnungspolitik in
Köln und im Umland einge-
bracht. Wir hatten unter ande-
rem ein Gespräch mit Oberbür-
germeisterin Henriette Reker, in
dem die allgemeine Wohnungs-
situation der Mieterinnen und
Mieter in Köln angesprochen
wurde. Weitere Themen waren
der soziale Wohnungsbau, die
Erschließung von bebaubaren
Grundstücken, die Unterbrin-
gung von Flüchtlingen, die Be-
schleunigung von Verfahren zur
Erteilung von Baugenehmigun-
gen und so weiter. Dieser The-
menkatalog hat sich wie ein roter
Faden durch unsere wohnungs-
und mieterpolitische Arbeit im
Jahr 2016 gezogen.
Ich habe als Vorsitzender des
Vereins an Sitzungen des Woh-
nungsbeirats teilgenommen.
Ebenso an Sitzungen des Aus-
schusses Soziales und Wohnen
bei der Stadt Köln.
Im laufenden Jahr habe ich wei-
tere Gespräche mit Oberbürger-

meisterin Reker geführt und
hierbei die Forderung des Mie-
tervereins unterstrichen, dass ei-
ne Umschreibung der unter
Zwangsverwaltung stehenden
Gebäude in Chorweiler in das Ei-
gentum der GAG erfolgt. Dies
konnte zwischenzeitlich auch er-
folgreich umgesetzt werden. Es
wurden Gespräche mit dem Vor-
stand der GAG geführt, ebenso
mit Vertretern der Fraktionen im
Rat der Stadt Köln.
Nicht unerwähnt bleiben soll in
diesem Zusammenhang, dass
der Mieterverein Köln auch auf
Landes- und Bundesebene in

Fragen der Wohnungspolitik
und des Mietrechts sehr aktiv ist.
Unsere beiden Geschäftsführer,
Jürgen Becher und Hans-Jürgen
Oldiges, gehören seit vielen Jah-
ren dem Vorstand des Deutschen
Mieterbundes NRW an. Auch ich
nehme regelmäßig als kooptie-
rendes Mitglied an den Sitzun-
gen des Landesverbandes teil.
Des Weiteren gehöre ich dem
Präsidium des Deutschen Mie-
terbundes an.

Aus der Rechtsabteilung
Mehr als 40.000 persönliche Be-
ratungstermine standen im Jahr

2016 unseren Mitgliedern zur
Verfügung.
Thema Nummer eins bei allen
Beratungen war – wie seit vielen
Jahren – die Betriebskostenab-
rechnung. In mehr als 35 Prozent
der persönlichen Beratungen
ließen Mitglieder ihre Abrech-
nung durch die Juristinnen und
Juristen unserer Rechtsabtei-
lung prüfen. Hierbei wurden
sehr häufig Fehler und Unklar-
heiten in den Abrechnungen
festgestellt, die im Einzelfall sel-
ten dazu führten, dass eine vom
Vermieter geforderte Nachzah-
lung sich plötzlich in ein Gutha-

Rückblick 2016

FFrraannzz--XXaavveerr  CCoorrnneetthh  

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Mitglieder! 
Ich hoffe, dass Sie gut in das 

neue Jahr gestartet und die ersten Wochen in 2017 für Sie
angenehm verlaufen sind. 
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ben zugunsten der Mieter ver-
wandelte. 
Den zweiten Platz in der Bera-
tungsstatistik nimmt erneut das
Thema „Wohnungsmängel“ ein.
Hier geht es vielfach um die Fra-
gen, wer für die Mangelbeseiti-
gung zuständig ist, welche Zeit
dem Vermieter einzuräumen ist
und in welchem Umfang gegebe-
nenfalls eine Minderung der Mie-
te durchgesetzt werden kann. 
Die Zahl der Beratungen zum
Thema „Mieterhöhung“ war mit
2.608 Fällen fast deckungsgleich
mit der des Vorjahres. Im Hin-
blick auf die angespannte Lage
auf dem Wohnungsmarkt in
Köln und im Umland überrascht
dieses Ergebnis. Es zeigt, dass es
– Gott sei Dank – auch noch Ver-
mieter gibt, die nicht um jeden
Preis die Miete erhöhen wollen,
sondern Wert auf ein partner-
schaftliches und angenehmes
Mietverhältnis legen unter Ver-
zicht auf eine vielleicht mögliche
Mieterhöhung. 
Viel Streit gibt es nach wie vor
auch um Kautionsrückzahlun-
gen, Schönheitsreparaturen,
Kündigungen, Modernisierung
und so weiter. Über den einen
oder anderen erfolgreichen
Rechtsstreit zu diesen Themen
berichten wir regelmäßig in der
MieterZeitung. 
Zum 1. Juni des abgelaufenen
Jahres haben wir unsere Ge-
schäftsstelle Hohenstaufenring
66–70 eröffnet. Sie ist besetzt mit
drei Juristen und zwei Mitarbei-
terinnen, die mit Sekretariats-
aufgaben betraut sind. Sie wird
von Ihnen, liebe Mitglieder, sehr
gut angenommen. 

Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit 
Die aktuelle Wohnungssituation
in Köln, Mietpreisbremse, Ver-
mietung von Wohnungen an
Touristen (Airbnb), Zweckent-
fremdung, Baulärm/Mietminde-
rung, sozialer Wohnungsbau
und Ähnliches waren Themen,
zu denen der Mieterverein als
Ansprechpartner für Radio- oder
Fernsehinterviews sowie Stel-
lungnahmen in den Printmedien

Aus Schreiben an
den Mieterverein 

� Sehr geehrte Damen und Her-
ren, hiermit erkläre ich, dass ich
meine Mitgliedschaft auf unbe-
stimmte Zeit fortsetzen möchte. 
Ich schließe mich an an die Fan-
Gemeinde des Herrn Frohn be-
treffend, er ist der beste Berater,
den ich kenne! Herzlichen Dank,
Herr Frohn! Sie sind unter ande-
rem der Grund, dass ich beim
Mieterverein Köln bleibe! 
Mit freundlichen Grüßen 
Dr. J. B. 

� Sehr geehrte Damen und Her-
ren, hatte heute um 10.00 Uhr
einen Termin bei Herrn Wetter
und möchte mich auf diesem
Wege für die super Beratung be-
danken. Hat mir schon mal sehr
weitergeholfen. 
Mit freundlichen Grüßen 
F. St.

� Sehr geehrter Herr Oldiges,
sehr geehrter Herr Becher, wir
sind seit zwei Jahren Mitglied im
Mieterverein, wir sind sehr zu-
frieden. Unser Berater ist Herr
Schilberz. Herr Schilberz hat
uns stets sehr kompetent, effek-
tiv und erfolgreich beraten. 
Durch seine fachmännische Be-
ratung ist es sogar gelungen,
dass unser Vermieter seine Kla-
ge zurückgezogen hat und eben-
falls seine Mieterhöhung. Das
ist ein großer Erfolg für uns und
auch die anderen Mieter hier,
denn bei dem Vermieter handelt
es sich um ein großes Woh-
nungsunternehmen. 
Wir fühlen uns sehr gut beraten
und auch immer freundlich
empfangen. Großen Dank auch
an die Damen am Empfang und
die Vertretung von Herrn Schil-
berz, beispielsweise Frau Hahn,
die sich auch intensiv um uns
gekümmert hat, als Herr Schil-
berz nicht da war. 
Mit großem Dank verbleiben
wir mit freundlichen Grüßen
Ihre Familie G.

� Liebe Mitarbeiter vom 
Mieterverein! 
Vielen großen Dank für alle Ihre
großartige Arbeit und Hilfe und
Ihr großartiges Engagement
rund ums Wohnen, Mietrecht
und bezahlbaren Wohnraum.
Vielen Dank! 
U. Sch.

immer wieder gefragt war. Die re-
gelmäßige Nachfrage der Presse-
vertreter gilt als Indiz für die an-
erkannte Stellung des Mieterver-
eins in Köln und den umliegen-
den Regionen. 

Ausblick 2017 
Dieses Jahr wird geprägt sein von
der Landtagswahl NRW im Mai
sowie der Bundestagswahl im
September. Hierbei wird die
Wohnungs- und Mietenpolitik
eine wesentliche Rolle spielen. 
Zu beachten ist die Entwicklung
der Wohnungsnachfrage. Durch
den Anstieg der Bevölkerungs-
zahl in Köln und natürlich auch
in Nordrhein-Westfalen insge-
samt wird die Nachfrage nach
bezahlbarem Wohnraum per-
manent steigen. Nach Feststel-
lungen aus dem Wohnungs-
marktbericht NRW gibt es mit
Blick auf den großen Anteil der
alleinstehenden Wohnungssu-
chenden mit sehr niedrigem Ein-
kommen eine überdurchschnitt-
liche Nachfragesteigerung vor
allem nach kleinen, preisgünsti-
gen Wohnungen. Auch der an-
haltende Verkleinerungspro-
zess der Haushalte steigert die
Nachfrage nach kleineren Woh-
nungen. 
Die Stärkung von Mieterrechten
im Bezug auf Modernisierungs-
mieterhöhungen, Eigenbedarfs-
kündigungen, Mietpreisbremse
und anderes wird sicherlich im
Wahlkampf ein aktuelles Thema
sein. Wir werden uns für die Mie-
terinnen und Mieter einsetzen,
damit gewährleistet ist, dass
auch in der nächsten Legislatur-
periode sowohl im Landtag als
auch im Bundestag die Mieter-
rechte ausreichend Beachtung
finden. 
Für den Mieterverein Köln gehört
Wohnen zur Daseinsvorsorge.
Allerdings wird es für die Men-
schen in Köln und im Umland im-
mer schwieriger, Wohnraum –
vor allem bezahlbaren Wohn-
raum – zu finden. Die Mieten sind
hoch, der Wohnraum ist knapp. 
Rund 46 Prozent der Kölnerin-
nen und Kölner haben einen An-
spruch auf einen Wohnberechti-

gungsschein, aber nur sieben
Prozent des Kölner Wohnraums
ist öffentlich gefördert. Dieses
Missverhältnis zeigt, dass wir in
der Stadt einen erheblichen
Nachholbedarf beim gemeinnüt-
zigen Wohnungsbau haben. Für
diesen Nachholbedarf spricht
auch, dass der Anteil der Ausga-
ben für Wohnen immer weiter
steigt. Wegen der steigenden
Mieten und Mietnebenkosten
müssen bis zu 30 Prozent der Köl-
nerinnen und Kölner inzwischen
40 Prozent und mehr ihrer Ein-
künfte für das Wohnen ausge-
ben. Da bleibt nicht mehr viel
zum Leben. 
Umso mehr werden wir uns auch
im Jahr 2017 mit Nachdruck da-
für einsetzen, dass durch die
Umsetzung des kooperativen
Baulandmodelles, eine verstärk-
te Ausweisung von Bauflächen
und mit weiteren Maßnahmen
wichtige Schritte zur Bewälti-
gung der Wohnungsproblematik
beschritten werden. Ich bin – si-
cherlich mit Ihnen – der Auffas-
sung, dass auch sozialer und be-
zahlbarer Wohnraum in das Herz
der Stadt gehört. 
Liebe Mitglieder, Sie sehen, es
gibt im Jahr 2017 viel zu tun. Wir
werden uns für die Durchset-
zung unserer Forderungen bei
der Verwaltung, der Politik und
auch in den bevorstehenden
Wahlkämpfen für Sie einsetzen. 
Hierzu benötigen wir aber Ihre
Mithilfe. Als Mitglied des Mieter-
vereins Köln unterstützen Sie
unsere Arbeit. Je größer die Zahl
der Mitglieder wird, desto nach-
haltiger und stärker wird unser
Einsatz nach außen hin wahrge-
nommen werden. 
Insoweit bitte ich Sie, in Ihrem
Freundes- und Verwandtenkreis
Werbung für den Mieterverein
Köln und seine Arbeit zu machen
und mit dazu beizutragen, dass
die Zahl der Mitglieder weiterhin
wächst. 
Ich zähle auf Sie und Ihre Treue
zum Mieterverein Köln. 

IIhhrr  
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� Das Mitglied des Mieter-
vereins war Mieter einer

Wohnung in Köln-Sülz. Die Ver-
mieterin warf dem Mitglied vor,
Stromdiebstahl aus einer im Kel-
ler vorhandenen Mehrfachsteck-
dose begangen zu haben. 
Sie beauftragte einen Rechtsan-
walt, aus diesem Grunde das
Mietverhältnis fristlos und hilfs-
weise fristgerecht aufzukündi-
gen. Die hierfür entstandenen
Anwaltskosten in Höhe von
570,42 Euro sollte das Mitglied
erstatten. Im Rahmen der Bera-
tung in der Rechtsabteilung kam
der Mieterverein zu dem Ergeb-
nis, dass der Vorwurf des Strom-
diebstahls unbegründet war und
demzufolge für das Mitglied

auch keine Verpflichtung be-
stand, die auf Vermieterseite an-
gefallenen Rechtsanwaltsge-
bühren zu übernehmen. Die Ver-
mieterin machte daraufhin ihren
Anspruch mit gerichtlicher Hilfe
geltend. 
Mit Urteil vom 27. Januar 2016 (Az:
22 C 359/15) wies das Amtsgericht
Köln die Klage der Vermieterin
ab. In den Entscheidungsgrün-
den stellte das Gericht fest, dass
der Vermieterin kein Anspruch
auf Erstattung von Rechtsan-
waltsgebühren im Zusammen-
hang mit der fristlosen Kündi-
gung zusteht. Hierzu im Einzel-
nen: „Weder die fristlose noch die
fristgerechte Kündigung vom 20.
Juli 2015 vermochten das Mietver-

hältnis zu beenden. Beide setzen
eine erhebliche Pflichtverletzung
des Mieters voraus. Die Klägerin
(Vermieterin) hat aber bereits
nicht schlüssig dargelegt, dass
der Beklagte (Mieter) tatsächlich
zu ihren Lasten einen Stromdieb-
stahl begangen hat. Der Beklagte
hat vorgetragen, dass er ledig-
lich eine im Keller bereits vor-
handene Mehrfachsteckdose zur
Stromentnahme für eine Lampe
und gelegentliche Saugarbeiten
verwendet hat. Trifft es zu, dass
eine Mehrfachsteckdose frei zu-
gänglich im Keller vorhanden
war, durfte der Beklagte davon
ausgehen, dass er zum Betrieb ei-
ner Lampe oder der gelegentli-
chen Benutzung elektrischer Ge-

räte den Strom auch nutzen durf-
te. War die Kündigung vom 20.
Juli 2015 daher unter keinem
denkbaren Gesichtspunkt ge-
rechtfertigt, hat der Beklagte
auch nicht die für die Fertigung
der Kündigung entstandenen
Kosten und erst recht nicht dieje-
nigen Kosten zu erstatten, die
durch einen späteren Klageauf-
trag entstanden sind. Die Klage
war daher abzuweisen.“ 
Fazit: Mit Hilfe des Mietervereins
brauchte das Mitglied die von
der Vermieterin geltend gemach-
ten Kosten nicht zu zahlen. Das
Mietverhältnis wurde zwischen-
zeitlich durch eine eigene Kündi-
gung des Mitglieds im Übrigen
beendet.                                                      �

Stromdiebstahl und Rechtsanwaltsgebühren 

Mieterverein Köln e. V., Mühlenbach 49, 50676 Köln,
Tel. 02 21/2 02 37-0, Fax 02 21/ 2 40 46 20.

Verantwortlich für den Inhalt der Seiten 15–18:
Jürgen Becher, Köln

�

Ein Wort in eigener Sache 

Der Mieterverein braucht Ihren Beitrag
�Mietervereine sind keine

Versicherung, aber sie bie-
ten große Sicherheit in Woh-
nungsangelegenheiten. Mieter-
vereine sind Selbsthilfeorganisa-
tionen, die keine öffentlichen Zu-
schüsse erhalten und alle Ver-
einsleistungen ausschließlich
durch Mitgliedsbeiträge finan-
zieren. Natürlich können die

Mietervereine ihre Leistungen
nur dann aufrechterhalten und
ausbauen, wenn die Mitglieder
ihren Vereinsbeitrag pünktlich
bezahlen. 
Sie als Mitglied des Mieterver-
eins wissen, dass guter Rat beim
Mieterverein nicht teuer ist –
aber er kann auch nicht kosten-
los sein. 

Bitte denken Sie daran, dass
nach unserer Satzung der Jahres-
beitrag für das laufende Kalen-
derjahr am 1. Januar eines Jahres
zur Zahlung fällig ist. Stärken Sie
uns, indem Sie Ihren Beitrag
rechtzeitig überweisen. Sie si-
chern dadurch sich selbst und
anderen Mieterinnen und Mie-
tern einen leistungsfähigen Ver-

ein als starken und zuverlässi-
gen Partner bei Wohnungspro-
blemen. 
Soweit Sie uns eine Einzugser-
mächtigung erteilt haben, haben
wir den Beitrag zwischenzeitlich
eingezogen. Alle Mitglieder, die
noch keine Beitragszahlung vor-
genommen haben, bitten wir,
den fälligen Jahresbeitrag in Hö-
he von 90 Euro inklusive Rechts-
schutz und 66 Euro ohne Rechts-
schutz bis zum 20. Februar 2017
zu überweisen auf unser Konto
bei der SSppaarrkkaassssee  KKööllnn//BBoonnnn,,
IIBBAANN::  DDEE2211337700550011998800001133110022221155,,
BBIICC::  CCOOLLSSDDEE3333..  
Noch einfacher ist es, wenn auch
Sie uns ein SEPA-Lastschrift-
mandat erteilen. Unsere Bitte:
Füllen Sie das nebenstehende
Formular vollständig aus und
senden es uns unterschrieben
bis zum 20. Februar 2017 zu. Auf
diese Weise helfen Sie mit, die
Verwaltungskosten bei uns zu
reduzieren.                                               �


